
Was sich bei Wärmewende noch ändern kann
Insbesondere die FDP dringt mit einem Parteitagsbeschluss auf Überarbeitung – Der SPD ist die Biomasse wichtig

Von Jan Drebes und
Kerstin Münstermann

M Berlin. Der Koalitionsausschuss
von SPD, Grünen und FDP rang
mehrere Tage miteinander, um
Blockaden innerhalb des Bündnis-
ses bei diversen Gesetzen aufzulö-
sen und Kompromisse zu finden –
auch beim umstrittenen Gebäude-
energiegesetz. Der Entwurf, den
das Kabinett vor einer Woche ver-
abschiedet hatte, wird nun jedoch
in den Ampelfraktionen kontrovers
diskutiert. Sie wollen teils deutli-
che Änderungen durchsetzen, be-
vor sie das Gesetz durchs Parla-
ment bringen. Hier die wichtigsten
Fragen und Antworten zu den ak-
tuellen Entwicklungen.

Was plant die Regierung beim Hei-
zungstausch?
Die Bundesregierung hatte die Re-
form des sogenannten Gebäude-
energiegesetzes am Mittwoch be-
schlossen. Demnach bleibt es im
Kern dabei, dass ab dem 1. Januar
2024 jede neu eingebaute Heizung
zu 65 Prozent mit erneuerbaren
Energien betrieben werden muss.
Es dürften damit keine reinen Gas-
oder Ölheizungen mehr neu in-
stalliert werden. Es soll aber Aus-
nahmen, Übergangsfristen und ei-
ne umfassende Förderung geben.

Welche Sonderrolle hat die FDP?
Die FDP-Minister in der Regierung
hatten dem Entwurf im Kabinett
zugestimmt, aber klargestellt: Im
Detail muss sich noch vieles än-
dern, bevor es auch ein Ja der FDP
im Bundestag gibt. Der FDP-Par-
teitag beschloss dann am Wo-
chenende zudem einen Antrag, mit
dem die Liberalen massive Ände-
rungen durchsetzen wollen.

Wo sind Probleme aus FDP-Sicht?
Der Bundestagsabgeordnete Frank
Schäffler, der den Antrag beim Par-
teitag einbrachte, kritisiert vor al-

lem die Ausnahme für Heizungs-
besitzer über 80 Jahre als willkür-
lich und verfassungswidrig. Den
Plänen zufolge sollen ältere Ei-
gentümer auch wieder eine kon-
ventionelle Heizung einbauen dür-
fen und müssen nicht zu 65 Pro-
zent klimafreundliche Energie nut-
zen. Es gebe zu viele Sonderfälle,
und da sei es schwierig zu argu-
mentieren, so Schäffler. Laut Ge-
setzentwurf dürfen auch unter 80-
Jährige eine Ausnahme beantra-
gen, um „eine unbillige Härte“ zu
vermeiden. Bei der FDP allerdings
erwägt man eine Lösung analog
zum gesetzlichen Renteneintritts-
alter. Auch stellt man sich seitens
der FDP die Frage, ob die kommu-
nalen Gasnetze eigentlich „ready“
sind für die klimafreundliche Ener-
gie. Hier müsse es Übergangsfris-
ten geben, so der Beschluss der Li-
beralen vom Wochenende.

Was bedeutet das für die FDP-
Fraktion im Bundestag?
Der stellvertretende FDP-Frakti-
onsvorsitzende Lukas Köhler sagt
dazu: „Wir haben immer klar ge-
sagt, dass wir uns im Sinne des Ko-
alitionsausschusses für ein techno-
logieoffenes Gebäudeenergiege-
setz einsetzen und eine finanzielle
Überforderung von Mietern und
Hausbesitzern verhindern wer-
den.“ Es gelte, was zwischen den
drei Parteien im Koalitionsaus-
schuss vereinbart wurde, und man
erwarte, dass sich nun alle Koaliti-
onspartner auch daran hielten, be-
tonte der Vize-Fraktionschef. „Für
die Fraktion haben die Beschlüsse
der Partei natürlich einen sehr ho-
hen Stellenwert. Der Parteitagsbe-
schluss zum Gebäudeenergiege-
setz ist für uns daher Auftrag und
Rückenwind zugleich“, erklärte
Köhler ausdrücklich.

Welche Änderungswünsche liegen
von SPD und Grünen auf dem Tisch?
Während die Grünen weitere Än-
derungen am Entwurf von Wirt-
schaftsminister Robert Habeck
(Grüne) weitgehend ablehnen,
nimmt die SPD-Fraktion ein Detail
in den Blick für Änderungswün-
sche. So ist vorgesehen, dass Bio-
masse-Heizungen wie Holzöfen in
Neubauten künftig nicht mehr zu-
lässig sind. SPD-Fraktionsvize
Matthias Miersch will diese jedoch
auch künftig stützen. Die parla-
mentarischen Beratungen seien erst
am Anfang, und „in den anste-
henden Gesprächen schließen wir
keine klimafreundlichen Techno-
logien von vornherein aus“, sagte
er. Hauseigentümern müssten auch
in Zukunft unterschiedliche Mög-
lichkeiten des Heizens zur Verfü-
gung stehen, „auch Biomasse“. Die
Hauptsache sei schließlich, dass

das Heizen künftig zu 65 Prozent
auf Erneuerbaren beruhe, erklärte
Miersch.

Wie realistisch ist es, dass es zu
Änderungen kommt?
Das ist so gut wie sicher. Eine un-
geschriebene Regel besagt, dass
kein Gesetzentwurf das Parlament
so verlässt, wie er zunächst einge-
bracht wurde.

Wann soll endgültig Klarheit für
Hausbesitzer herrschen?
Der Plan ist, dass das Gesetz zum
1. Januar 2023 in Kraft treten kann.
Doch die Zweifel daran sind ins-
besondere bei der FDP groß. Man
wolle Installateure, Industrie und
Verbraucher nicht vor unlösbare
Fragen stellen. Das Gesetz müsse
praxistauglich sein, ließ sich Frak-
tionschef Christian Dürr am Wo-
chenende zitieren.

Kommentar

Ein heftiger CO2-Fußtritt

I ch muss mich entschuldigen.
Dafür, dass ich Hausbesitzer
bin. Wegen des mächtigen

CO2-Fußabdrucks, den wir mit un-
serem Haus hinterlassen. Ich ge-
höre also zu den Klimakillern. Und
auch dafür entschuldige ich mich:
Ich bin 63 Jahre alt. Die Kinder sind
ausgezogen, meine Frau und ich
nutzen jetzt mehr als die statistisch
durchschnittliche Wohnfläche. Tut
mir leid. Aber es kommt noch
schlimmer: Wir besitzen ein Jahr-
hundertwendehaus, das, so sagen
uns Experten, nur mit erheblichem
finanziellen Aufwand energetisch
zu sanieren ist. Schätzungsweise
300 000 Euro könne das kosten. Mit
Luft nach oben. Das Geld haben wir
aber nicht, weil die Immobilie noch
nicht ganz abgestottert ist und ei-
gentlich als mietfreier Alterssitz in
der Rente geplant war.

Jahrelang wurde uns ge-
predigt, wir sollten fürs
Alter vorsorgen. Haben
wir auch getan und ins
Haus investiert. Hundert-
tausende. Dazu viel Ar-
beitskraft, ungezählte
Stunden. Jetzt muss ich
feststellen: Dafür kriegen
wir von der amtierenden
Bundesregierung einen
heftigen CO2-Fußtritt in
den Allerwertesten. Trotz hoher
Zinsen, steigender Kosten und feh-
lender Handwerker also noch mal
hoch verschulden, selbst wenn ge-
fördert wird? Mit der Rente hieße
das knapsen. Falls wir in unserem
Alter überhaupt noch kreditwürdig
sind. Oder sollen wir alles beim Al-
ten belassen und brav die jährlich
steigende CO2-Bepreisung zahlen?
Am Ende dann verkaufen? Dabei

verliert unser Eigentum
gerade jetzt an Wert, weil
es energetisch nicht saniert
ist. Es gibt Leute, die nen-
nen das schleichende Ent-
eignung. In Frankreich
gehen Menschen für weit
weniger massenhaft auf
die Straße.

Aber womöglich sind wir
ja die letzte Generation.

Nicht weil wir an der Straße, son-
dern weil wir am Traum vom eige-
nen Häuschen kleben. Bundes-
bauministerin Klara Geywitz von
der SPD sagte jüngst in einem In-
terview: Problem ist nicht, dass zu
wenige Häuser entstehen, sondern
dass vor allem ältere Menschen
falsch wohnen, nämlich in zu gro-
ßen Wohnungen. Das war natürlich
eine Einladung für die Linke, wo

sofort von Tauschbörsen fabuliert
wurde: günstige große Wohnungen
für junge Familien, kleine und in
der Regel teurere für Senioren. Ich
frage mich, in welchen Wolkenku-
ckucksheimen leben solche Politi-
ker eigentlich?

Womit wir bei Robert Habeck sind,
demWirtschaftsminister. Ob es sich
die Bürger leisten können und wol-
len, ob genügend Handwerker im
Land sind – egal. Der Plan sieht so
und so viele Wärmepumpen vor,
wie’s finanziert wird, sehen wir
später.Meine Lebenserfahrung und
die Geschichte lehren: Weltver-
besserer und Weltenretter haben
mit Zwangsmaßnahmen selten et-
was Gutes bewirkt.

Y E-Mail:michael.stoll
@rhein-zeitung.net

Michael Stoll
zu den
Plänen der
Regierung
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Simona AG meldet
ein Rekordjahr
M Kirn.Einen Rekordumsatzmeldet
die SimonaAG imGeschäftsjahr
2022: Das in Kirn (Kreis BadKreuz-
nach) ansässigeUnternehmen der
Kunststoffindustrie verbuchte 2022
einenUmsatz von 712Millionen
Euro, was einemZuwachs von 30,8
Prozent imVergleich zu 2021 ent-
spricht. Rekordreif ist auch das Er-
gebnis vor Steuern und Zinsen: Es
liegt bei 54,1Millionen Euro, was
ein Plus von 6 Prozent bedeutet.
Anlegern steht eineDividende von
1,85 Euro proAktie in Aussicht.
GuteNachrichten gibt es auch für
den Traditionsstandort Kirn und die
rund 600 Beschäftigten: Der Stand-
ort gilt als gesichert. red

Wirtschaft

Das Fieber steigt: Rund um den geplanten Heizungstausch sind sich die Ampelfraktionen im Detail noch längst nicht einig. Foto: lassedesignen/Adobe Stock

Boehringer investiert
in Biotechnologie
M Biberach an der Riß/Ingelheim.
Acht Stockwerke und ein Labor so
groß wie fünf Fußballfelder: Der
Pharmakonzern Boehringer Ingel-
heim hat an seinem Standort im
baden-württembergischen Bibe-
rach ein neues Entwicklungszen-
trum für Biotechnologie eröffnet.
Dort sollen Wissenschaftler neue
Medikamente und Therapien etwa
mit Antikörpern, Proteinen und
Viren entwickeln. Rund 350 Milli-
onen Euro hat sich der Pharma-
konzern das Entwicklungszentrum
kosten lassen. „Hier wird die
Grundlage geschaffen für die Me-
dikamente von morgen“, sagte
Veit Bergendahl, Leiter klinische
Herstellung. Aus Zellkulturen
werden etwa Medikamente zur
Behandlung von Krebs oder Im-
munerkrankungen entwickelt. dpa

CompuGroup Medical
übernimmt Anteile
M Koblenz.Die CompuGroupMe-
dical (CGM) hat dieMehrheit an
Patientenportalanbieter m.Doc er-
worben, teilt das Unternehmenmit
Sitz in Koblenz mit. CGM hält
demnach nun 51 Prozent der An-
teile an m.Doc. Das 2016 gegrün-
dete Unternehmenmit Standorten
in Köln und Lissabon entwickelt
Patientenportale und weitere digi-
tale Anwendungen für Kliniken,
Reha- und Versorgungseinrichtun-
gen und beschäftigt laut CGM rund
110Mitarbeiter. Die CompuGroup
Medical will das Patientenportal
von m.Doc weiter ausbauen und in
seine Systeme integrieren. Diese
Transaktion werde „einMeilen-
stein zur vollständigen digitalen
Abdeckung der Patientenreise im
stationären wie im ambulanten Be-
reich und optimiert die Zuweisung
vom niedergelassenen Arzt ins
Krankenhaus“, heißt es. red

Warnstreik legt den BER lahm
In Berlin hebt keine Maschine mit Passagieren ab – Auch in Hamburg fielen Flüge aus
M Berlin/Hamburg. Ein Tag ohne
Warnstreik scheint derzeit in
Deutschland eine Seltenheit zu
sein. Aufgrund mehrerer Tarif-
konflikte kommt es auch in dieser
Woche zu Arbeitsniederlegungen
im Verkehr. Am Montag streikten
Beschäftigte an den Flughäfen Ber-
lin-Brandenburg (BER) sowie
Hamburg. Am BER konnte keine
einzige Maschine mit Passagieren
abheben – geplant waren eigent-
lich rund 220 Abflüge. Von den
240 geplanten Ankünften wurden
rund 70 abgesagt. In Hamburg fie-
len mehr als 50 von 160 Abflügen
aus. Zu den beiden Flughafen-
Warnstreiks aufgerufen hatte die
Gewerkschaft Verdi – die für Mitt-

woch bereits die nächsten Aus-
stände im Verkehr ankündigte.

Dann sind etwa 40 Verkehrsbe-
triebe mit gut 5000 Beschäftigten
betroffen, die mehrheitlich öffent-
lichen Nahverkehr oder Güterver-
kehr auf der Schiene anbieten. Ge-
plant sind nach Gewerkschaftsan-
gaben Aktionen in Schleswig-Hol-
stein, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Bayern und Baden-
Württemberg. Hintergrund für die
beiden Flughafen-Warnstreiks und
jenen im öffentlichen Nahverkehr
am Mittwoch sind drei verschie-
dene Tarifkonflikte.

Am Dienstag verhandeln zudem
die Eisenbahn- und Verkehrsge-
werkschaft (EVG) und die Deut-

sche Bahn in dritter Runde über ei-
nen neuen Tarifvertrag – diese
Auseinandersetzung hatte den
Warnstreik im Schienenverkehr am
vergangenen Freitag ausgelöst. Da
bei den Beratungen in Fulda kein
Abschluss zu erwarten ist, sind
auch hier weitere Warnstreiks in
den nächsten Tagen möglich.

Am BER gingen am Montag Be-
schäftigte im Luftsicherheitsbe-
reich, in der Fluggastkontrolle und
der Personal- und Warenkontrolle
in den Ausstand. Da die Fluggäste
ohne diese Mitarbeiter nicht kon-
trolliert und dann in den Sicher-
heitsbereich gelassen werden kön-
nen, hatte der Flughafen bereits
kurz nach der Warnstreikankündi-

gung am Samstag alle Starts von
Passagierflügen abgesagt.

Am Montagmorgen war die La-
ge vor Ort ruhig. „Es ist ähnlich
wie bei den letzten Malen: Der
Warnstreik wurde breit über das
Wochenende kommuniziert, und
die Info hat sehr viele erreicht“,
sagte ein Flughafensprecher. Am
BER war es im laufenden Jahr be-
reits der dritte Warnstreik mit deut-
lichen Auswirkungen auf den Luft-
verkehr. Da Starts ohne Passagiere
grundsätzlich möglich waren, ent-
schieden sich einige Fluggesell-
schaften dafür, Menschen nach
Berlin zu bringen und dann leer
weiterzufliegen. Es seien einige
solcher Leerflüge angemeldet wor-

den, sagte der Flughafensprecher.
Vom deutlich kurzfristiger ange-
kündigten Warnstreik in Hamburg
waren unter anderem Passagiere
betroffen, die nach Zürich, Frank-
furt, Brüssel, Helsinki oder Malaga
abheben wollten. Zum Ausstand
aufgerufen waren die rund 300 Be-
schäftigten des Abfertigungs-
dienstleisters Aviation Handling
Services Hamburg GmbH (AHS),
die unter anderem für Check-in
und Boarding zuständig sind. Rote
Plakate im Flughafen mit der Auf-
schrift „Warnstreik“ informierten
die Passagiere über die Tariffor-
derungen. Fabian

Nitschmann/Stephanie
Lettgen/Birgitta von Gyldenfeldt

Plakate informierten in Hamburg
die Passagiere über die Tarifforde-
rungen. Foto: Gregor Fischer/dpa

RWE gründet zum 125.
eine Sozialstiftung
M Essen.Der Energiekonzern RWE
hat anlässlich seines 125-jährigen
Bestehens eine Stiftung gegründet.
Die „RWE Foundation“ sei vom
Unternehmenmit einem Startkapi-
tal von 125Millionen Euro ausge-
stattet worden, berichtete RWE in
Essen. Mit den Erträgen aus dem
Stiftungskapital will der Konzern
gemeinnützige soziale Projekte
unterstützen. Anfänglich werden
dafür jährlich 3Millionen Euro zur
Verfügung stehen. dpa
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